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Die Betroffenheit der Kommunen in der 
psychiatrischen Versorgung

• Träger der Sozialpsychiatrischen Dienste 

• Örtliche Träger der Eingliederungshilfe (SGB IX) und 

Sozialhilfe (SGB XII)

• Örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe

• Kommunale Eingliederungsleistungen n. d. SGB II

• Kommunale Daseinsvorsorge 
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Steuerung und Koordination durch 
die Kommunen (§§ 7 – 10 NPsychKG)

Übergreifend

Sozialpsychiatrischer Verbund

Zusammenarbeit des SpDi mit allen Akteuren

Individuell 

Gesamt- und Teilhabeplanung nach dem SGB IX
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Zwischenbilanz zur Umsetzung des 
BTHG (1) 

Start des neuen Gesamtplanverfahrens ab 1.1.2018

➢ Umsetzung von B.E.Ni 3.0 ab 1.8.2022
➢ Zusammenarbeit SpDi und Sozialamt zum Teil rückläufig 

Neuordnung der sachlichen Zuständigkeiten in der 
Sozial-/Eingliederungshilfe  in Niedersachsen ab 
1.1.2020

➢ Land ist zuständig für Erwachsene (ü18)
➢ Landkreisen obliegt Verwaltungsvollzug einschl. Gesamtplanung
➢ Einführung einer Regelleistungsvereinbarung für das ambulant

betreute Wohnen
➢ Landesamt schließt Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen 
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Zwischenbilanz zur Umsetzung des 
BTHG (2)

Personalaufbau und Organisations-
veränderungsprozesse in den 
Verwaltungen in Gang gesetzt

Corona-Pandemie und Fachkräftemangel

5



www.nlt.deReferentin: Ines Henke

Kommunen stoßen an Grenzen

• Aufgaben in der Eingliederungshilfe für 
Erwachsene verteilt auf Land und Landkreise

• Personalmangel und -fluktuation

• Technische Umsetzung von B.E.Ni 3.0 noch 
nicht möglich

• Zusätzliche Belastung durch zentrale Stellung 
der Landkreise bei der Bekämpfung der 
Corona-Pandemie 
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Fazit

Der Gesetzgeber will die 
sozialen Leistungen immer 

besser und gerechter machen.

Gesetze 
werden immer 

detaillierter 
und nehmen 
Handlungs-

spielräume vor 
Ort

Verantwortlich für die 
Umsetzung der neuen 

Leistungsansprüche sind i.d.R. 
die Landkreise 

Aufgabenvoll-
zug ist in der 
Taktung und 
Menge kaum 
noch leistbar 

(BTHG, 
Inklusion, KJSG, 

GaFöG)
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Überprüfung 

der 

Strukturen


